
SCHLUSS mit den
NATO-Massakern!

Bundeswehr raus
aus Afghanistan
Das Massaker in der Nähe von Kundus belegt
aufs neu, dass es sich in Afghanistan nicht etwa
um einen „Stabilisierungseinsatz” handelt wie
Kriegsminister Jung immer wieder behauptet, son-
dern um einen Krieg, der von Tag zu Tag grausa-
mer wird und immer mehr Opfer unter der Zivil-
bevölkerung fordert. Allein in diesem Jahr sind
schon über 800 Zivilisten durch die NATO umge-
bracht worden. Die Bundesregierung lügt, wenn
sie den Krieg als „Wiederaufbaumission” bezeich-

net. Denn die Wirklichkeit spricht eine andere Spra-
che: Nur ein Bruchteil der Gelder für den Bundes-
wehreinsatz wird für zivile Aufbauprogramme
verwendet. Mit dem Einsatz von Tornado-Flugzeu-
gen und der schnellen Eingreiftruppe beteiligt sich
die Bundeswehr schon lange an der Eskalation
des Krieges. Deutschland verantwortet dadurch
den Tod vieler Zivilisten. Es wird Zeit, dass der
zuständige Minister wegen andauernden Lügens
seinen Hut nimmt und zurücktritt!

WÄHLT KEINE KRIEGSPARTEIEN!

Die Lage nach acht Jahren Krieg
ist verheerend:

Unter den insgesamt 50.000 Opfern
befinden sich zahlreiche getötete Zi-
vilpersonen.

Mit 9.000 t Rohopium wird für 2009
ein Rekord bei der Drogenproduk-
tion erwartet.*

Acht Millionen Menschen leiden an
Hunger und Unterernährung.

Die durchschnittliche Lebenserwar-
tung ist mit 46 Jahren um 20 Jahre
kürzer als in den Nachbarstaaten.

Nur 25 % der Bevölkerung haben
Zugang zu sauberem Trinkwasser.

Sicherheit, Wiederaufbau und Entwick-
lung lassen sich nicht durch einen
„Krieg gegen den Terror“ erreichen. Im
Gegenteil: Der Krieg selbst ist Terror.

Eine stetig wachsende Mehrheit der
deutschen Bevölkerung will das
Ende des Krieges am Hindukusch.

Ungeachtet dessen haben Bundesre-
gierung und das Gros der Parlamen-
tarier acht Jahre lang den Einsatz der
Bundeswehr immer wieder neu be-
schlossen und ausgeweitet. Nach den
Terroranschlägen vom 11. September
2001 wurde die deutsche Beteiligung
am Krieg in Afghanistan mit dem NA-

TO-„Bündnisfall“ begründet. Zuerst galt
es Bin Laden zu ergreifen, dann wech-
selte das Ziel zum Sturz der Taliban
und schließlich zur „Stabilisierung“ des
Regimes des vom Westen eingesetzten
Präsidenten Karzai.

Nach acht Jahren Krieg wird Afghanis-
tan mehr denn je von Anschlägen und
Kampfhandlungen heimgesucht. Es
herrschen Korruption, Rechtlosigkeit
und Willkür.

* 2001 waren es 200 t, 2006 bereits 6200 t und 2007: 8200 t – das entspricht 90 % der Weltproduktion des Ausgangsstoffes zur Herstellung von Heroin.
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Warum dieser Krieg?

Trotz Fehlens bedeutsamer eigener
Rohstoffe ist Afghanistan von geostra-
tegischem Interesse: Durch Afghanistan
soll nach dem Willen der USA eine
Öl-Pipeline aus den zentralasiatischen
Republiken nach Süden bis zum Indi-
schen Ozean geführt werden – um so
zu verhindern, dass das Öl über Russ-
land in den Westen gelangt. Daher
ist die Kontrolle über Zentralasien ein
wichtiger Teil der Beherrschung „Eura-
siens“, in dem 80 Prozent des Erdöls
und 75 Prozent des Erdgases lagern
und zwei Drittel der Menschheit leben.

Der Krieg ist völkerrechtswidrig

Eine multinationale Koalition der Willi-
gen unter Führung der USA intervenier-
te 2001 in Afghanistan mit der Opera-
tion Enduring Freedom (OEF „Opera-
tion dauerhafte Freiheit“). Inzwischen
ist die Kriegszone auf das angrenzen-
de Pakistan ausgedehnt. Dieser Krieg
verstößt gegen das Völkerrecht.

Auch der von der UNO bewilligte ISAF-
Einsatz, der unter der Regie der NATO
stattfindet, destabilisiert die Lage in
Afghanistan weiter.

Zivil und militärisch
gehen nicht zusammen

Nun wird der Militäreinsatz häufig mit
der Notwendigkeit zur humanitären
Hilfe begründet. Humanitäre Hilfe be-
ruht aber auf dem Prinzip der Neutra-
lität. Die von der NATO und der Bun-
deswehr propagierte „zivil-militärische
Zusammenarbeit“ widerspricht diesem
Grundsatz.

In Afghanistan zeigen sich die nega-
tiven Konsequenzen des im ISAF-Man-
dat angelegten zivil-militärischen An-

satzes. Aufgrund der Unterordnung
humanitärer und ziviler Organisatio-
nen unter das Militär erscheinen zivile
Helfer als Teil der Besatzungsmacht.

Das hat Konsequenzen: Laut UN-An-
gaben wurden 2008 insgesamt 38
Mitarbeiter von Nicht-Regierungsorga-
nisationen – mehr als doppelt so viele
wie im Vorjahr – getötet, 147 wurden
entführt.

„Stabilisierungs- und Kampfeinsatz“
nennt Verteidigungsminister Franz Josef
Jung den Auftrag der Bundeswehr in
Afghanistan. Wir nennen es: Krieg!

Die Bundesregierung möchte den
Krieg in Afghanistan aus dem Wahl-
kampf heraushalten. Wir wollen, dass
Sie bei Ihrer Entscheidung zur Bundes-
tagswahl ein Ende des Krieges in Af-
ghanistan bedenken.

8 Jahre Krieg ... und kein Ende?

Jeder Forderung nach einem Abzug
der ausländischen Truppen wird von
Seiten der Bundesregierung entgegen
gehalten, dies liefere Afghanistan end-
gültig dem Terrorismus aus. Chaos,

Mord und Totschlag seien dann wieder
an der Tagesordnung.

Die Wahrheit ist: Schon heute wird ge-
storben, geraten Zivilpersonen ins Vi-
sier der NATO-Truppen und der Auf-
ständischen.

Die Spirale der Gewalt muss durch-
brochen werden!

Experten sind sich darin einig, dass
die Besatzungstruppen nicht die Lö-
sung, sondern Teil des Problems sind.

Nun wissen auch wir, dass der Abzug
der Truppen allein den Frieden nicht
bringen wird. Er ist aber eine unab-
dingbare Voraussetzung für die Been-
digung der bewaffneten Kämpfe und
für eine friedlichere und selbstbestimm-
te Entwicklung in Afghanistan.

Um wirklich einen Beitrag zur sozialen,
wirtschaftlichen und demokratischen
Entwicklung des Landes zu leisten,
muss der Rückzug des Militärs mit An-
geboten zum zivilen Aufbau verbun-
den werden: dort wo es von den Men-
schen in Afghanistan gewünscht wird
und wo es möglich ist.

Ein Bruchteil des Geldes, das für den
Krieg verwendet wird (bisher allein von
Deutschland 3 Mrd. Euro), würde aus-
reichen, um spürbare Verbesserungen
für die Lage der Not leidenden Men-
schen zu erzielen.

Die Menschen in Afghanistan brau-
chen die Chance, selbst über ihr Schick-
sal zu entscheiden.

Deswegen fordern wir den
Abzug der Bundeswehr!

Bitte überlegen Sie, Ihre Stimme bei
der Bundestagswahl entsprechend zu
nutzen.

Kto. Martin Löwenberg, Nr.: 28 26 48 02
bei Postbank München, BLZ: 700 100 80

Spenden Sie großzügig für unsere
antimilitaristischen Aktionen! DAS MÜNCHNER FRIEDENSBÜNDNIS LÄDT

EIN ZU MAHNWACHEN GEGEN DEN KRIEG

Wir treffen uns jeden Dienstag um 1930

im EineWeltHaus, Schwanthalerstr. 80

Donnerstag, 10. und 17, September
1700 bis 1830 Uhr am Sendlinger Tor


